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A N F R A G E von Martin Farner (FDP, Oberstammheim), Ann Barbara Franzen (FDP, 

Niederweningen) und Konrad Langhart (SVP, Oberstammheim) 
 

betreffend Beteiligung auf Augenhöhe / Druck aus Deutschland 
____________________________________________________________________________ 
 
Bekanntlich läuft gegenwärtig die Vernehmlassung zum Abschlussbericht der Phase 2 des 
Sachplanes geologische Tiefenlagerung. Zur vertieften Information der betroffenen Bevölkerung 
veranstalten das verfahrensführende Bundesamt für Energie und das Eidgenössische Nuklear-
sicherheitinspektorat ENSI unter Beizug der Nagra Informationsabende für die Bevölkerung der 
in der Auswahl befindlichen Gebieten Jura Ost, Nördlich Lägern und Zürich Nordost. 
 

An der Veranstaltung in Hohentengen vom 10. Januar 2018 forderten die deutschen Gemein-
den und Landkreise eine Beteiligung auf Augenhöhe, d.h. eine Gleichbehandlung von deut-
schen Gemeinden im Sachplanverfahren, ein Begehren, das nicht neu ist. Die deutschen Land-
kreisvertreter forderten, die Standorte seien weiter weg von der Grenze anzusiedeln. Das aber 
widerspricht dem Gebot, dass Sicherheit das ausschlaggebende Kriterium sein soll. Die Fest-
stellung seitens der Bundesvertreterin, es handle sich schliesslich um ein Schweizer Projekt, 
erntete Hohn. 
 
Die Medien berichteten, dass die vom Bundesamt für Energie (BfE) organisierte Veranstaltung 
wie immer nach dem gleichen Schema ablief: zahlreiche hochkarätige Folien, Referenten mit 
Fachausdrücken. Der Bürger wurde «vollgestopft» mit Informationen (siehe Stopfgans-Kommu-
nikation, Landbote 11.01.2018) und die Fundamentalgegner machen auf Panik.  
Die Absender der Informationen waren die Bundesbehörden, die Eidgenössische Aufsichtsbe-
hörde und die Entsorgungspflichtigen. Die Kantone und insbesondere die direkt betroffenen Ge-
meinden waren Empfänger und nicht Sender der Botschaften. Ein Dialog mit der lokalen Bevöl-
kerung kann so kaum stattfinden. 
 

Im Kontext dieser kritischen Berichterstattungen und der negativen Kommentare stellen sich  
folgende Fragen: 
 

1. Wie gedenkt der Regierungsrat die direkt betroffenen Züricher-Infrastrukturgemeinden un-
terstützen, um dem angekündigten Druck – notabene bei einem Schweizer Projekt - aus 
Deutschland zu begegnen?  
 

2. Tragen aus Sicht des Zürcher Regierungsrates diese Informationsplattformen zu einer Dis-
kussion mit den Bürgern auf Augenhöhe bei? 
 

3. Wie unterstützt der Kanton die Kommunikation und den Dialog zwischen den kommunalen 
Behörden und der lokalen Bevölkerung?  
 

4. Sollten die Infrastrukturgemeinden nicht enger bei den Kommunikationsaufgaben eingebun-
den werden? 
 

5. Wie gedenkt der Regierungsrat eine adäquate Beteiligung und Mitsprache der Zürcher Ge-
meinden in der nächsten Etappe sicherzustellen? 
 

6. Macht sich der Regierungsrat auch Gedanken im Hinblick auf die 3. Etappe, wie man die In-
formation und den Kommunikationsfluss zwischen den Behörden und der Bevölkerung stär-
ken und verbessern könnte?  
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